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Im März nun läuft die erneute Frist-
verlängerung des UN-Menschen-
rechtsrates zur Untersuchung der 
Kriegsverbrechen aus.

Zwischen Januar 2009 und Februar 
2011 ist nichts passiert. Weshalb sollte 
nun auf  einmal bis März der Durch-
bruch zu erwarten sein? Offensichtlich 
strahlt der UN-Menschenrechtsrat nicht 
die notwendige Autorität aus. Das liegt 
daran, dass nur Resolutionen des Sicher-
heitsrates völkerrechtlich verbindlich 
sind. Auch deshalb fordere ich, dass sich 
nun endlich der Sicherheitsrat anstatt 
des Menschenrechtsrates mit dem Gold-
stone-Bericht befasst.

Ihr Bericht wurde bereits im Septem-
ber 2009 veröffentlicht. Sind Sie ent-
täuscht darüber, dass der Sicherheits-
rat ihren Bericht verschleppt hat?

Natürlich habe ich mir gewünscht, 
dass der Bericht den für die Kriegs-
verbrechen Verantwortlichen mehr 
Schwierigkeiten verursachen würde, als 
er es tat. Aber die Tatsache, dass es wei-
terhin ein schwebendes Verfahren ist, 
lässt mich hoffen, dass doch noch die 
Schuldigen zur Rechenschafft gezogen 
werden.

Im Jahr 2006 waren Sie Teil der inter-
nationalen Kommission der UN zur 
Lage in Darfur. In diesem Fall hat sich 
der UN-Sicherheitsrat zeitnah mit den 
dort begangenen Kriegsverbrechen 
befasst und den Fall an den ICC ver-
wiesen. Wird bei der UN mit zwei ver-
schiedenen Maßstäben gemessen?

Es entsteht zumindest der Eindruck. 
In Bezug auf Darfur bin ich froh, dass 
sich der Sicherheitsrat zumindest in 
diesem Fall ernsthaft mit den dort be-
gangenen Kriegsverbrechen auseinan-
dergesetzt und Konsequenzen gezogen 
hat.

Was ist Ihnen besonders aufgefallen 
während Ihrer Untersuchungen im 
palästinensischen Autonomiegebiet?

Die permanente Verletzung der Men-
schenrechte durch die israelische Besat-
zung, vor allem Verstöße gegen die Wür-
de des Menschen. Dieser Zustand ist den 
Palästinensern unzumutbar, genauso 
wie die Blockade des Gazastreifens, die 
umgehend beendet werden muss. Diese 
Besatzung ist ein Anachronismus.

2003 war das US-Imperium unter sei-
nem damaligen Präsidenten George 
W. Bush zu einer Art Kreuzzug  auf-
gebrochen, um die US-amerikanische 
Variante von Demokratie mit brutaler 
Waffengewalt in die arabische Welt zu 
bringen. Opfer dieses völkerrechtswidri-
gen und verbrecherischen Überfalls war 
Irak, dessen Herrscher Saddam Hussein 
ein langjähriger Alliierter und Freund 
der USA gewesen war, bis man ihn aus 
geopolitischen Überlegungen als „Hit-
ler“ dämonisierte, um ihn erst über zehn 
Jahre hinweg sturmreif zu bomben, wie 
unter Bill Clinton, und um ihn dann bru-
tal zu überfallen, wie unter dem „boy-
emperor“ George W. Bush geschehen. 
Die Allmachtsphantasien der neokon-
servativen US-Politklasse kannten nach 
den 9/11-Anschlägen keine Grenzen. Sie 
wurden noch beflügelt durch den „Alba-
tross like ally, Israel“. Der gesamte Nahe 
Osten sollte sturmreif für die Demokra-
tie geschossen werden, und zwar zum 
Nutzen Israels, aber letztendlich zum 
Schaden des Westens.

Gingen die westlichen „Kreuzzügler“ 
(Bush sprach von einem „Kreuzzug“ 
gegen den Islam) und neokonservati-
ven Imperialisten noch davon aus, die 
„arabischen Massen“ vor ihren bruta-
len Herrschern zu retten und ihnen die 
Segnungen der Demokratie zu bringen, 
haben die Menschen in der arabischen 
Welt dem Westen eine Lektion erteilt. 
Sie haben gezeigt, dass sie mit ihren 
autokratischen Herrschern schon selber 
fertig werden und nicht auf die Hilfe und 
Belehrungen der westlichen Eliten an-
gewiesen sind. Deren Interessen haben 
nichts, aber auch gar nichts mit denen 
der Menschen in dieser Region zu tun. 
Eine so genannte humanitäre Interventi-
on des Westens sollten sie sich verbitten, 
weil eine solche ihnen die Früchte ihres 

Aufstandes gegen ihre Despoten rauben 
würde. Wenn sie das US-amerikanische 
Militär in ihr Land einladen, bekommen 
sie eine US-Besatzung ad infinitum. Die 
stattfindende Demokratisierung der ara-
bischen Welt stellt ein großes Problem 
nicht nur für die USA, sondern auch für 
die „einzige Demokratie des Nahen Os-
tens“, Israel, dar.  

Die Volksaufstände in der arabischen 
Welt haben auch eine anti-al-Kaida-Stoß-
richtung. Bemerkenswert ist auch, dass 
sie keine antiamerikanische oder anti-
israelische Stoßrichtung haben. Sie sind 
nicht gewalttätige, sondern friedliche, 
von der Jugend getragene und durch die 
neuen Medien gesteuerte Proteste, mit 
denen die militärisch-bürokratischen Re-
gime in dieser Region völlig überfordert 
sind. Die Revolutionen in der arabischen 
Welt bedürfen aber noch einer ideenge-
schichtlichen Legitimation. Sie können 
als Aufstände der zunehmend verar-
menden Mittelschicht, der arbeitslosen 
Massen und der akademisch-gebildeten 
Jugend gegen die schamlos reichen und 
korrupten Eliten interpretiert werden, die 
im Interesse des Westens ein neokonser-
vatives Wirtschaftsmodell, einen Raub-
tierkapitalismus, umgesetzt haben, der 
die Reichen reicher und die Armen im-
mer ärmer gemacht hat. Die Revolutio-
näre sollten sich deshalb nicht um Rat an 
Washington und die anderen westlichen 
Metropolen wenden, da ihre Malaise jus-
tament durch diese westlichen Eliten, zu-
sammen mit einer kleptokratischen ein-
heimischen Klasse, verursacht worden 
ist. Als die USA merkten, dass Mubarak 
nicht mehr zu halten war, schwenkten 
sie auf die Protestierenden ein und bo-
ten ihre Hilfe an. Dies zeigt auch, wie 
schnell die USA einen so genannten Al-
liierten fallen lassen. So könnte es eines 
Tages auch Israel ergehen.

Westliche Geopolitik versus 
Arabische Revolutionen

VOn Ludwig watzaL
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Als vor 20 Jahren in den Staaten Mit-
tel- und Osteuropas die Menschen auf 
die Straße gingen und die kommunisti-
schen Regime auf den Müllhaufen der 
Geschichte expedierten, waren die US-
amerikanischen und westeuropäischen 
Eliten und deren Medienvertreter schier 
aus dem Häuschen. Das US-Imperium 
war als Sieger aus dem Kampf der Sys-
teme hervorgegangen und konnte nun 
ungehindert seinen globalen Expansi-
onsdrang über den noch nicht zu seinen 
Bedingungen demokratisierten Teil des 
Globus antreten. 

Heute vollzieht sich etwas Vergleich-
bares in der arabischen Welt, und die 
westlichen Eliten lavieren zwischen der 
aufständischen Bevölkerung und deren 
Unterdrückern, um ihre „Interessen“, 
„Werte“ und „Stabilität“ zu wahren. 
Die Obamas, Merkels, Sarkozys, Came-
rons und die ganze Schar der westlichen 
Demokraten zeigen den Menschen ihre 
kalte, machtpolitische Schulter und ver-
langen von den regierenden Despoten 
und Diktatoren einen geordneten Wan-
del und von den Menschen Zurückhal-
tung. Selbst zu dem brutalen Vorgehen 
des libyschen Obristen gegen seine 
eigene Bevölkerung fällt den westli-
chen Regierungschefs außer diploma-
tischen Floskeln und Politkosmetik wie 
dem Ausschluss Libyens aus dem UN-
Menschenrechtsrat, der Sperrung der 
Konten des Gaddafi-Klans sowie einer 
möglichen Flugverbotszone wenig ein. 
Letztere könnte der erste Schritt für eine 
Intervention sein. Haben sich das die 
Aufständischen auch gut überlegt, als 
sie den Westen um Militärhilfe baten? 
Auch im Irak gab es über zehn Jahre 
Flugverbotszonen im Norden und Sü-
den des Landes. Der Westen sollte sich 
hüten, auch nur über eine Intervention 
nachzudenken. Wohin das führt, kann 
in Irak und Afghanistan studiert werden. 
Was der Westen will, sind  einige kos-
metische Veränderungen in seinem Sin-
ne, ohne dass sich dadurch die globale 
Situation radikal verändert. Umgehend 
werden Hilfsprogramme aus dem Ärmel 
gezaubert, um den Menschen in typisch 
kolonialer Manier den bürokratischen 
Weg zur Demokratie zu weisen. Der 
Westen tut gerade so, als ob diese „Wil-
den“ nicht wüssten, wie man Wahlen ab-
hält oder ein Staatswesen aufbaut. Vor 
lauter Stabilitätsfixierung auf die Tyran-

nen hat man übersehen, dass es in diesen 
Ländern eine lebendige Zivilgesellschaft 
gibt, die bis dato nur keine Stimme hatte.

Der Unterschied zwischen den poli-
tischen Klassen des ehemaligen „Ost-
blocks“ und ihren Counterparts in der 
arabischen Welt liegt darin, dass Letz-
tere die Verbündeten und Freunde des 
Westens sind. Sie sind diejenigen, die 
Frantz Fanon den Titel für seinen anti-
kolonialen Klassiker „Black Skin, White 
Masks“ geliefert haben. Die westlichen 
Eliten haben sich über weit mehr als 
ein halbes Jahrhundert keinen Deut um 
Demokratie, Freiheit, Frauenrechte, 
good governance und andere „westliche 
Werte“ gekümmert, Hauptsache, die 
arabischen Despotien waren politisch 
stabil und ihre Herrscher waren dem 
Westen wohl gesonnen, dann konnten 
sie mit ihren Untertanen machen, was 
sie wollten. Der Westen schaut bis heu-
te bei seinen „guten“, sprich westlich-
orientierten, Diktatur-Freunden nicht 
so genau hin, wie in Irak, Afghanistan, 
Saudi-Arabien, Jemen, Bahrain oder den 
Staaten Zentralasiens zu beobachten ist. 
Die Kommentare zum „Machtwechsel“ 
in Tunesien, Ägypten und Libyen sind 
durchtränkt von kolonial-paternalisti-
schem und arrogantem Denken, indem 
die westlichen Machthaber ihren Stell-
vertretern in der arabischen Welt sagen, 
wie sie sich verhalten sollen, was angeb-
lich in deren Interesse liegt und was sie 
zu tun oder zu lassen haben. 

Die westlichen Zauberformeln für 
diese doppelten Standards sind „politi-
sche Stabilität“, „US-amerikanische = 
westliche Interessen“, „westliche Wer-
te“ und seit den 9/11-Anschlägen der so 
genannte „Krieg gegen den Terror“ und 
„globale Stabilität“.  Mit dieser macht-
politischen Begrifflichkeit herrschen 
westliche Politeliten über Mittelsmänner 
in der arabischen Welt und darüber hin-
aus. Haben sich die westlichen Machtpo-
litiker eigentlich einmal gefragt, welche 
die Interessen der Menschen in der ara-
bischen Welt sind? Die Ausbeutung ihrer 
Bodenschätze gehört wohl nicht zu de-
ren Primärinteressen. Warum sollen die 
Menschen an dieser Art von „politischer 
Stabilität“ ein Interesse haben, die nur 
zu ihrem Nachteil ausfällt? Die west-
lichen Vorstellungen von „politischer 
Stabilität“ müssen den geknechteten 
Menschen „obszön“ vorkommen, weil 

sie ihnen ihre Würde nehmen und sie in 
Armut und Elend halten, bei gleichzei-
tiger Unterstützung der Herrschaft einer 
Kleptokratie. Wer diese „politische Sta-
bilität“ in Frage stellt, unterminiert die 
„westlichen Werte“ und eine ominöse 
Stabilitäts- und Herrschaftsdoktrin.

Die Revolutionen in der arabischen 
Welt haben zwei große Verlierer: Israel 
und die USA. Beide Regierungen haben 
sich bis zuletzt nicht nur an Hosni Mu-
barak geklammert, sondern auch seinen 
Chef-Folterer, Omar Suleiman, als des-
sen Nachfolger massiv unterstützt. Das 
ägyptische Volk hat dagegen revoltiert, 
bis das Militär Suleiman abgesetzt hat; 
kurz darauf entging er nur knapp einem 
Attentat. Die USA und Israel haben in 
den letzten Jahrzehnten alles getan, da-
mit das palästinensische Volk weiter un-
terdrückt und kolonisiert werden konnte, 
und dies mit tatkräftiger Unterstützung 
Mubaraks und des jordanischen Königs 
Abdullah. Nach dem Sturz des Schah-
Regimes füllte der Pharao vom Nil als 
westlicher Satrap das machtpolitische 
Vakuum im Sinne Israels und der USA. 
Hinzu kam, dass dazu die illegitime Ab-
bas-Regierung ihre Hand zur fortgesetz-
ten Kolonisierung des eigenen Volkes 
bis zur Selbstverleugnung gereicht hat, 
wie dies die Veröffentlichung der so ge-
nannten „Palestine Papers“ zeigt. 

Neben den doppelten Standards sind 
die vorbehaltlose Unterstützung der is-
raelischen Kolonisierungspolitik durch 
die USA und die angebliche Interessen-
identität zwischen beiden Staaten maß-
geblich verantwortlich für das Desaster 
der US-amerikanischen Nahostpolitik. 
Als letztes Beispiel für diesen verhäng-
nisvollen Kurs kann das US-Veto im 
UN-Sicherheitsrat gegen eine harmlose 
Resolution, in der die israelische Sied-
lungspolitik verurteilt worden ist, ange-
sehen werden. Die USA haben quasi ge-
gen ihre eigenen politischen Vorstellun-
gen gestimmt, weil US-Präsident Barack 
Obama vorher mit martialischen  Worten 
einen Baustopp von Israel verlangt hatte, 
Netanyahu und die „Israellobby“ (Me-
arsheimer/Walt) ihn aber kalt haben auf-
laufen lassen. Selbst die Bestechung der 
israelischen Regierung für eine weitere 
dreimonatige Verlängerung eines Bau-
stopps durch Obama, versilbert durch 
zusätzliche drei Milliarden US-Dollar 
und dem Versprechen, alle zukünftigen 
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Resolutionen mit einem Veto zu belegen, 
wies die Netanyahu-Regierung zurück. 
Dass die US-Nahostpolitik von der „Is-
raellobby“ maßgeblich beeinflusst wird, 
ist ein offenes Geheimnis. Die „Prozes-
sionen“ der US-amerikanischen Politeli-
te zum jährlich stattfindenden AIPAC-
Kongress in Washington, die oft vom 
Präsidenten oder dem Vizepräsidenten 
angeführt werden, machen deutlich, wo 
sich das Machtzentrum in Bezug auf die 
Ausrichtung der US-Nahostpolitik befin-
det. Die Desaster der US-Nahostpolitik 
beruhen darauf, dass eine Supermacht 
sich ihre Politikvorstellungen von einer 
Interessengruppe oktroyieren lässt.

Das Veto der USA im UN-Sicher-
heitsrat ist gegen elementare nationale 
Interessen Amerikas gerichtet. In einer 
Zeit, in der die arabische Welt in Auf-
ruhr ist und die Menschen für ihre Frei-
heit kämpfen, stellen sich die USA 
auf die Seite des israelischen Unter-
drückers und des Kolonialismus und 
senden damit ein falsches Signal an 
die arabischen Autokraten und Des-
poten, aber auch an die Menschen 
in der arabischen und muslimischen 
Welt. In dieser Haltung liegen die 
wahren Gründe dafür, dass große 
Teile der arabisch-muslimischen 
Welt die USA „hassen“, weil sie nicht 
nur mit zweierlei Maß messen, son-
dern weil sie sich auch auf die Seite 
der Unterdrücker von Freiheit und 
Selbstbestimmung stellen, mögen 
dies nun der Kolonialismus Israels 
oder die Repression der arabischen 
Despoten gegenüber ihren eigenen 
Bevölkerungen sein.

Darüber hinaus wird die US-Außen-
politik zu einem großen Teil auch von di-
versen christlich-fundamentalistischen 
Gruppierungen beeinflusst, die eine 
blinde Solidarität mit Israel einfordern. 
Sie sehen den Staat als den Beginn der 
Verheißung des Kommens des Messias 
und die israelische Kolonisierungspo-
litik „biblischen Landes“ als einen Akt 
der Beschleunigung für dessen Erschei-
nen an. In deren Phantasien wird es zu 
einem Armageddon kommen, bevor der 
Messias herrschen kann. Diese Grup-
pen, die solche religiös-irrationalen Vor-
stellungen in Politik umzusetzen verlan-
gen, haben zwischen 50 und 70 Millio-
nen Anhänger in den USA. Eine solche 
US-amerikanische Nahostpolitik, die 

sich von diesen religiösen Wahnideen 
beeinflussen lässt, ist nicht nur absurd, 
sondern auch gefährlich, weil irrational. 
Bushs Nahostpolitik war dafür der beste 
Beweis. Auch er hat angeblich auf Wei-
sung einer „höheren Instanz“ gehandelt. 
Diese christlich-fundamentalistischen 
Gruppen fördern darüber hinaus auch 
massiv Vorurteile gegen den Islam. In 
den USA ist eine regelrecht islamopho-
be Industrie entstanden. Eine solche ist 
auch in Europa im Entstehen.

Die machtpolitischen Veränderungen 
in der arabischen Welt liegen weder im 
Interesse Israels noch der USA. Beide 
hatten sich so an den Umgang mit arabi-
schen Autokraten gewöhnt, dass sie sich 
wenig um Demokratie gekümmert ha-
ben. Folglich reagierten die israelischen 
Medien geradezu hysterisch auf den 
Sturz Mubaraks; ihr Lieblingstyrann und 

Partner in der Unterdrückung der Paläs-
tinenser war plötzlich von der Bildfläche 
verschwunden. Einige Medienvertreter 
griffen US-Präsident Obama an, weil 
er Mubarak nicht unterstützt habe, und 
sie sehnten sich nach den guten alten 
Tagen eines George W. Bush zurück, als 
ihre irreale Welt noch in Ordnung war. 
Mögen Israels Interessen vielleicht mit 
den US-amerikanischen identisch sein, 
so sind sie es definitiv nicht mit denen 
des Westens. Israels  44-jährige Okku-
pationspolitik ist eine schwere Hypo-
thek für die Glaubwürdigkeit der USA, 
aber auch für die des Westens generell. 
Darüber hinaus verfolgt das Land eine 
eigene hegemoniale Agenda im Nahen 
und Mittleren Osten, die gegenüber der 
arabischen Welt auf einer überdimensi-

onierten Militärmaschinerie und dem 
Atomwaffenarsenal sowie biologischen 
und chemischen Waffen als Abschre-
ckungsszenario beruht. Israel fühlt sich 
durch die nicht vorhandenen iranischen 
Atomwaffen angeblich bedroht. Der 
wahre Grund liegt aber in der Heraus-
forderung der israelischen Hegemonie 
durch den Iran. Hätte Saddam Hussein 
tatsächlich Atomwaffen besessen, hätten 
die USA ihn bestimmt nicht überfallen. 
Daraus haben die Herrscher im Iran ihre 
Lehren gezogen. Das Land ist umzingelt 
von US-amerikanischen Militärstütz-
punkten, und muss sich gegen eine ag-
gressive US-Politik verteidigen. 

Wie kann es sein, dass Israels „Sicher-
heit“ durch demokratische Revolutionen 
in der arabischen Welt bedroht wäre? 
Die politisch-mediale Klasse Israels hat 
vor demokratischen Wahlen gewarnt, 

weil diese nicht automatisch zu de-
mokratischen Verhältnissen führten. 
Der ehemalige Verteidigungsminis-
ter Moshe Arens hat in der Tageszei-
tung „Haaretz“ die These vertreten, 
dass man Frieden leichter mit Dik-
tatoren schließe. «Frieden schließt 
man mit Diktatoren.» Da es in Israels 
Nachbarschaft keine Demokratien 
gab, an solchen waren die USA nie 
interessiert, war man nolens volens 
gezwungen, mit Diktaturen Frie-
densverträge zu schließen. Der isra-
elische Präsident Shimon Peres stieß 
ins gleiche Horn. Auf einem Bankett 
in Jerusalem sagte Peres, dass ein 
antidemokratisches Regime, das für 
Frieden ist, besser sei, als eine De-

mokratie, die gegen den Frieden ist. Er 
lobte in seiner Rede Mubarak und warn-
te vor der Gefahr von Wahlen, da sie 
zu einem Wahlsieg der Muslimbruder-
schaft führen könnten. Jetzt wird auch 
nachvollziehbar, warum man nach dem 
demokratischen Wahlsieg der Hamas 
2006 von Seiten der USA, Israels und 
der EU alles in die Wege geleitet hat, um 
die einzige demokratische arabische Re-
gierung aus dem Amt zu drängen. Hät-
te die frei gewählte Hamas-Regierung 
überlebt, wäre Israels Status als „einzige 
Demokratie des Nahen Ostens“ perdu 
gewesen. Wie die Veröffentlichung der 
„Palestine Papers“ gezeigt hat, scheint 
es in der Tat leichter zu sein, mit ei-
nem demokratisch nicht legitimierten 
arabischen Präsidenten wie Abbas und 

Die Revolutionen 
in der arabischen 
Welt haben zwei 
große Verlierer: 

Israel und die USA.
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seinen Kumpanen als mit demokratisch 
gewählten Hamas-Vertretern Frieden zu 
schließen. 

Israelische Politiker und israelische 
„Arabisten“ entwerfen in den Medien 
ein Horrorszenario, in dem die Muslim-
bruderschaft und so genannte Islamisten 
die Hauptrolle spielten. Demokratische 
Wahlen könnten sie an die Macht brin-
gen, dann würde es so kommen wie in 
Iran und Gaza. Demokratie im Nahen 
Osten liege nicht im israelischen In-
teresse und stelle eine Gefahr für das 
Land dar, so der dominante Tenor in der 
Medienlandschaft. Diese schrägen Ein-
stellungen sind weit verbreitet unter der 
politisch-medialen Klasse Israels, erfah-
ren aber keine Zurückweisung durch die 
westliche Staatengemeinschaft.

Israel sollte sich darauf einstellen, 
dass eine wie auch immer geartete ägyp-
tische Regierung der schäbigen Unter-
drückungspolitik gegenüber den Paläs-
tinensern nicht mehr die Hand reichen 
wird. Sie wird sich auch nicht mehr mit 
der menschenverachtenden Blockade-
politik, die gegen jedwede völkerrecht-
liche Norm verstößt, abfinden. Sie wird 
ihre Grenze zum Gaza-Streifen öffnen, 
damit die Gefangenen Israels endlich 
Zugang zur Welt erhalten, weil eine 
ungehinderte Ein- und Ausreise jedem 
Individuum als Menschenrecht zusteht. 
Auch wird sich eine zukünftige ägypti-
sche Regierung nicht mehr an der Farce 
beteiligen, die vom Westen als „Frie-
densprozess“ bezeichnet wird, und der 
israelischen Kolonisierung der West-
bank tatenlos zusehen.  Auch wird sie 
nicht mehr Israels kriegerische Rhetorik 
gegenüber Iran unterstützen. Die Ände-
rung in der politischen Ausrichtung vor 
Augen sollten auch die USA bedenken, 
ob sie weiterhin ihre schützende Hand 
über Israels völkerrechtswidrige und 
menschenverachtende Besatzungspoli-
tik halten wollen.

Wo liegt das angebliche Problem des 
Westens mit den Revolutionen in der 
arabischen Welt? Es ist die eingebildete 
Gefahr einer Herrschaft und Machtüber-
nahme durch „Islamisten“ oder die Mus-
limbruderschaft. Die ägyptische Revolu-
tion ist primär ein Verlangen der Jugend 
und der Mehrheit der unterprivilegierten 
Ägypter nach Freiheit und gesellschaft-
licher Teilhabe. Das Mubarak-Regime 
lag wie Mehltau über dem Land. Die Re-

volution wurde nicht von „Islamisten“ 
oder Vertretern der Muslimbruderschaft 
gesteuert oder gar entfacht. Auch in Tu-
nesien, Libyen, Jemen und andernorts 
haben sie wenig bis nichts zum Aufstand 
beigetragen. Sie sind in diesem Macht-
kampf nur ein Akteur unter vielen. Die 
Verbreitung von Furcht vor „Islamisten“ 
und die Dämonisierung der Muslimbru-
derschaft durch politische Propaganda 
dienten dem Erhalt des geopolitischen 
Einflusses des Westens und Israels in 
der Region, der sich  bisher zum Scha-
den der Menschen ausgewirkt hat. Mu-
barak und der Palästinenserpräsident 
Mahmoud Abbas haben nichts gegen 
das israelische Massaker an der Zivilbe-
völkerung des Gaza-Streifens, bei dem 
1 400 Menschen – überwiegend Frauen 
und Kinder – umgekommen sind, einzu-
wenden gehabt, obwohl sie darüber vor-
ab informiert gewesen sind. Mubarak 
hatte sogar die ägyptische Grenze zum 
Gaza-Streifen geschlossen, damit keiner 
der Bewohner des Strips aus dem Ge-
fängnis fliehen konnte. 

Das größte Problem des von den USA 
dominierten Westens ist dessen Poli-
tik des doppelten Standards. Die USA 
kritisieren Menschenrechtsverletzun-
gen in China, Russland, Weißrussland, 
Nord-Korea, Sudan oder Iran, aber sie 
schweigen zu den wesentlich schwer-
wiegenderen bei den „guten“ westlich-
orientierten Diktatoren und Despoten 
in der arabischen Welt oder Zentrala-
siens. Ja, man benutzt diese sogar als 
Folterer im Namen westlicher Werte, 
wie die Verschleppungen angeblicher 
Terroristen in arabische Kerker durch 
die US-amerikanische CIA belegen, in 
denen sie im Namen der Demokratie 
für die US-amerikanischen Auftragge-
ber „weichgefoltert“ worden sind. Diese 
doppelten Standards des Westens schla-
gen besonders schwer zu Buche, wenn 
man sich das politische Verhalten der 
israelischen Regierungen im besetzen 
Palästina anschaut, wozu den USA und 
dem Westen immer nur verniedlichende 
Worte einfallen.

Als Bush 2001 auf verfassungsrecht-
lich dubiosen Wegen ins Amt gehievt 
worden war, setzte er umgehend alle 
Machtmittel ein, um das von seinen neo-
konservativen Förderern proklamierte 
„New American Century“ Wirklichkeit 
werden zu lassen. Der Sturz Saddam 

Husseins hatte höchste Priorität auf 
der neokonservativen Agenda. Durch 
die Anschläge des 11. September 2001 
musste jedoch erst der Umweg über 
Afghanistan genommen werden, bevor 
der Irak im März 2003 überfallen wer-
den konnte. Die Gründe für den Über-
fall waren alle konstruiert; es gab kein 
überzeugendes Argument für diesen 
völkerrechtswidrigen Krieg. Beide Krie-
ge haben dem Image der USA enorm 
geschadet. Sowohl Irak als auch Afgha-
nistan haben dem US-Imperium aber 
auch seine Grenzen aufgezeigt. In den 
Bergen des Hindukusch und im arabi-
schen Treibsand wird sich das Schicksal 
des US-Imperiums entscheiden. Dass 
sich das US-Imperium in ein weiteres 
Abenteuer in der arabischen Welt stür-
zen wird, ist eher unwahrscheinlich. 
Vielleicht sollten es die Europäer einmal 
versuchen, damit sie ihre Eigenständig-
keit in Fragen der Außenpolitik demons-
trieren können.

Die Geburtswehen eines „Neuen Na-
hen Ostens“ wurden nicht durch die 
Überfälle der Bush-Regierung ausge-
löst, sondern durch die demokratischen 
Volksaufstände in Tunesien, Ägypten, 
Libyen, Jemen, Bahrain oder anderen-
orts. Die Förderung von Demokratie und 
nicht von Gewalt und eines Paktierens 
mit Antidemokraten, wie von den USA 
über Jahrzehnte praktiziert, scheinen 
die wahren Geburtswehen eines „Neuen 
Nahen Ostens“ zu sein. Wie kommen die 
USA zu einer von Israel eigenständigen 
Nahostpolitik? Ein Ausweg aus dem Di-
lemma, in dem sich die US-Außenpolitik 
befindet, ist ihre Dissoziation von Israels 
völkerrechtswidriger Kolonisierungs-
politik, die zur Zerstörung der Exis-
tenzgrundlagen des palästinensischen 
Volkes geführt hat. Die USA müssen 
endlich die demokratisch gewählte Re-
gierung der Palästinenser anerkennen, 
und dürfen nicht länger mit einem ille-
gitimen Präsidenten und Ministerprä-
sidenten, zusammen mit Israel, gegen 
die Interessen des palästinensischen 
Volkes arbeiten. Die USA sollten sich 
endlich auf ihre revolutionäre Tradition 
besinnen und die Völker – und nicht die 
Diktatoren wegen einer ominösen Stabi-
litätsdoktrin – unterstützen. Der Westen 
sollte akzeptieren, dass diese demokra-
tiefeindliche Stabilitätsdoktrin ein für 
alle Mal perdu ist.


